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  SOZIALGERICHT   DORTMUND
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Regi erungs ang estellte a l s 
Urkundsbeamtin der  
Geschäftsstelle 

Az.: S 33AL 184/10

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit 

Heinz-Willi Mörchel,  
Hempelstraße 58,  595 05 Bad Sassendorf,  

Kläger

gegen 

Bundesagentur für Arbeit, 
vertreten durch das Vor s itzende Mit g lied der Geschäftsführu ng der 
Agentur für Arbeit Soest, 
Heinsbergplatz 8, 59491  Soest, 
Gz.: 99-000XY0815 K 47/11 

Beklagte

hat die 33. Kammer des Sozialgerichts  Dortmund ohne mündliche Verhandlung am  
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Was Sie über die Sozialgerichte 
wissen sollten.

trägt die bzw. der Vorsitzende zu Beginn der Verhand-
lung den Sachverhalt vor. Alle Beteiligten erhalten dann 
Gelegenheit sich zu äußern. Auch zu diesem Zeitpunkt 
besteht die Möglichkeit, den Rechtsstreit durch Aner-
kenntnis, Klagerücknahme oder einvernehmlichen Ver-
gleich zu beenden. Ansonsten schließt die bzw. der Vor-
sitzende die mündliche Verhandlung und das Gericht 
zieht sich zur Beratung zurück.

Das Berufungsverfahren
Anschließend wird ein Urteil verkündet und mündlich 
kurz begründet. Das schriftliche Urteil wird später be-
kanntgegeben. Aus der dem Urteil beigefügten Rechts-
behelfsbelehrung ergibt sich, ob ein Rechtsbehelf ge-
gen das Urteil eingelegt werden kann und ggf. innerhalb 
welcher Frist und an welcher Stelle. Über Berufungen 
und Nichtzulassungsbeschwerden entscheidet das 
Landessozialgericht. In Berufungsverfahren kann das 
Landessozialgericht – wie das Sozialgericht – einen Er-
örterungstermin durchführen, den eine Berufsrichterin 
bzw. ein Berufsrichter des zuständigen Senats abhält. 
In Verhandlungsterminen entscheidet der zuständige 
Senat mit drei Berufsrichterinnen bzw. -richtern und 
zwei ehrenamtlichen Richterinnen oder Richtern. Ge-
gen Urteile des Landessozialgerichts steht den Betei-
ligten die Revision an das Bundessozialgericht nur zu, 
wenn sie in dem Urteil des Landessozialgerichts zuge-
lassen worden ist.

Die Kosten
Sozialgerichtliche Verfahren sind für die Bürgerinnen 
und Bürger grundsätzlich gerichtskostenfrei, wenn sie 
als Versicherte, Leistungsempfänger oder behinderte 
Menschen am Verfahren beteiligt sind. Wenn sie im Pro-
zess unterliegen, müssen sie nur ihre eigenen Kosten 
einschließlich die ihres Rechtsbeistandes tragen. Dies 
gilt nicht für die sog. „Verschuldenskosten“, die das 
Gericht bei missbräuchlicher Rechtsverfolgung aufer-
legen kann. Personen mit geringem Einkommen kann 
im Rahmen der Prozesskostenhilfe eine Rechtsanwäl-

tin oder ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn das 
Verfahren hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, nicht 
mutwillig erscheint und kein anderer Rechtsschutz (z. B. 
durch eine Gewerkschaft) gegeben ist. Dies führt ggf. 
zur Befreiung von den Rechtsanwaltskosten oder zur 
Ratenzahlung. Bei Änderung der persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse kann die Bewilligung der Pro-
zesskostenhilfe wieder aufgehoben werden. 

Im „Bürgerservice“ des Justizportals www.justiz.nrw. de 
finden Sie auch zur Sozialgerichtsbarkeit viele zusätz-
liche Informationen.
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Viele Menschen haben in ihrem Leben noch nichts mit 
Gerichten zu tun gehabt. Die meisten sind froh darü-
ber. Manche haben sogar Angst vor Gerichten. Dazu 
besteht aber kein Anlass. Denn die Gerichte sind für 
die Bürgerinnen und Bürger da. Das gilt besonders für 
die Sozialgerichte.

Die nordrhein-westfälische Sozialgerichtsbarkeit be-
steht aus einem Landessozialgericht und acht Sozialge-
richten. Vor dem Sozialgericht sind Kläger und Beklag-
te – auch wenn es sich um eine Behörde oder Institution 
handelt – völlig gleichgestellt. Berufsrichterinnen und 
-richter und ehrenamtliche Richterinnen und Richter 
entscheiden unabhängig nach Recht und Gesetz, d. h. 
weisungsungebunden.

Der Bescheid
Es kann vorkommen, dass Sie mit einer Entscheidung 
Ihrer Krankenkasse über das Krankengeld, der Berufs-
genossenschaft über die Anerkennung eines Arbeitsun-
falls, der Agentur für Arbeit über Arbeitslosengeld, Ihrer 
Arbeitsgemeinschaft bzw. Gemeinde über Arbeitslosen-
geld II bzw. Sozialhilfe, Ihrer Pflegekasse über die Einstu-
fung zur Pflegebedürftigkeit, der Deutschen Rentenver-
sicherung über Rente, der Kreise und kreisfreien Städte 
wegen des Elterngeldes oder einer Schwerbehinderung 
nicht einverstanden sind.

Der Widerspruch
Zunächst können Sie versuchen, mit einem Gespräch bei 
der betreffenden Behörde weiterzukommen. Dabei las-
sen sich bloße Missverständnisse ggf. ausräumen. Kom-
men Sie damit nicht weiter, können Sie Widerspruch ge-
gen den Bescheid einlegen, und zwar innerhalb eines 
Monats nach dessen Bekanntgabe. Wie und wo Sie dies 
tun können, ergibt sich aus der Rechtsbehelfsbelehrung 
des schriftlichen Bescheides. Mit dem Widerspruch er-
reichen Sie, dass die Behörde sich noch einmal mit Ih-
rem Anliegen befasst. Es kostet nichts und ist für Sie 
ohne jedes Risiko. Oft kann die Sache damit schon in Ih-
rem Sinne geregelt werden. Gibt die Behörde Ihrem Wi-
derspruch nicht statt, erlässt sie einen Widerspruchs-
bescheid, der ebenfalls eine Rechtsbehelfsbelehrung 
enthält. Überzeugt Sie die Begründung auch nach sorg-
fältiger Prüfung nicht – dabei ist sachkundige Beratung 
immer hilfreich – können Sie innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Widerspruchsbescheides Klage 
beim Sozialgericht erheben.

Die Klage
Nach den Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 
entscheiden die Sozialgerichte u. a. in Angelegenheiten

 J  der Sozialversicherungen (Kranken-, Pflege-, Unfall-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung), 

 J  der Grundsicherung für Arbeitssuchende (Arbeitslo-
sengeld II) und der Sozialhilfe, 

 J des sozialen Entschädigungsrechts,
 J des Schwerbehindertenrechts und
 J des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes. 

Klage können Sie durch ein formloses Schreiben selbst 
erheben. Sie können sich auch durch eine Rechtsan-
wältin oder einen Rechtsanwalt oder nach dem Rechts-
dienstleistungsgesetz registrierte Personen (z. B. Ren-
tenberater) vertreten lassen. Außerdem übernehmen 
Gewerkschaften und andere sozial- oder berufspoli-
tische Verbände für ihre Mitglieder die Prozessführung. 
Sie können die Klage auch bei der Rechtsantragstelle 
des Sozialgerichts erheben. Dort wird Ihnen bei der For-
mulierung und Begründung der Klage geholfen. Das Ge-
richt veranlasst dann alles Weitere. Es ist zur Aufklärung 
des Sachverhalts verpflichtet. Dabei ist es auf die Mithil-
fe der Beteiligten angewiesen. Benötigt werden z. B. die 
Angaben der behandelnden Ärzte und deren Entbindung 
von der Schweigepflicht, um einen Befundbericht anzu-
fordern. Auch die Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens kann erforderlich sein. Von besonderer Be-
deutung ist das Recht der Klägerin bzw. des Klägers, auf 
Antrag ein Gutachten von der Ärztin bzw. dem Arzt sei-
nes Vertrauens einholen zu lassen. Hierfür kann ein Kos-
tenvorschuss verlangt werden; die Kosten müssen ggf. 
endgültig getragen werden, falls das Gericht keine ande-
re Entscheidung trifft.

Der Erörterungstermin
Das Gericht kann einen Termin zur Erörterung des Sach-
verhalts – ggf. mit Beweisaufnahme (z. B. Vernehmung 
von Zeugen) – durchführen und in diesem Termin auch 
die Erfolgsaussichten der Klage darlegen. Die Beteiligten 

haben die Möglichkeit, in diesem Termin den Rechts-
streit durch Anerkenntnis, Klagerücknahme oder ein-
vernehmlichen Vergleich zu beenden.

Die Verhandlung
Wird das Verfahren weder in einem Erörterungstermin 
noch auf schriftlichem Wege erledigt, lädt das Sozialge-
richt zu einem Verhandlungstermin. Den Vorsitz führt 
eine Berufsrichterin oder ein Berufsrichter. Das Gericht 
besteht weiter aus zwei ehrenamtlichen Richterinnen 
oder Richtern, die u. a. aus dem Kreis der Versicher-
ten, der Versorgungsberechtigten und der Arbeitge-
ber stammen. Sie üben das Amt mit gleichen Rechten 
wie Berufsrichter aus; sie sind wie diese zur Unpartei-
lichkeit verpflichtet. Damit die ehrenamtlichen Richte-
rinnen oder Richter über das Verfahren informiert sind, 
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Regi erungs ang estellte a l s 
Urkundsbeamtin der  
Geschäftsstelle 

Az.: S 33AL 184/10

Im Namen des Volkes

Urteil

In dem Rechtsstreit 

Heinz-Willi Mörchel,  
Hempelstraße 58,  595 05 Bad Sassendorf,  

Kläger

gegen 

Bundesagentur für Arbeit, 
vertreten durch das Vor s itzende Mit g lied der Geschäftsführu ng der 
Agentur für Arbeit Soest, 
Heinsbergplatz 8, 59491  Soest, 
Gz.: 99-000XY0815 K 47/11 

Beklagte

hat die 33. Kammer des Sozialgerichts  Dortmund ohne mündliche Verhandlung am  
13.09.2010 durch den Richter am Sozialgeric ht Daweke sowie die ehrenamtlic he 
Richterin Pütz und den ehrenamtlichen Richter Japes für Recht erkannt:  

Die Bek l agt e wird unter Aufhebung des Bescheides vom  16.02.2010 und In 
Abänderung des Bescheides vom  17.02. 2010 jeweils in der Gestalt des  
Widerspruchsbescheides vom 22.04.2010 verurteilt, dem Kläger ab dem  
01.02.2010 Arbeitslosengeld ohne Anre chnung eines Minderungsbetrages  
g emäß §  140 SGB III zu zahlen. 

Die Bek l agt e trägt die außerger ic htlichen Kos t en des Klägers.  

Die Berufu ng wird zug e lassen. 
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Was Sie über die Sozialgerichte 
wissen sollten.

trägt die bzw. der Vorsitzende zu Beginn der Verhand-
lung den Sachverhalt vor. Alle Beteiligten erhalten dann 
Gelegenheit sich zu äußern. Auch zu diesem Zeitpunkt 
besteht die Möglichkeit, den Rechtsstreit durch Aner-
kenntnis, Klagerücknahme oder einvernehmlichen Ver-
gleich zu beenden. Ansonsten schließt die bzw. der Vor-
sitzende die mündliche Verhandlung und das Gericht 
zieht sich zur Beratung zurück.

Das Berufungsverfahren
Anschließend wird ein Urteil verkündet und mündlich 
kurz begründet. Das schriftliche Urteil wird später be-
kanntgegeben. Aus der dem Urteil beigefügten Rechts-
behelfsbelehrung ergibt sich, ob ein Rechtsbehelf ge-
gen das Urteil eingelegt werden kann und ggf. innerhalb 
welcher Frist und an welcher Stelle. Über Berufungen 
und Nichtzulassungsbeschwerden entscheidet das 
Landessozialgericht. In Berufungsverfahren kann das 
Landessozialgericht – wie das Sozialgericht – einen Er-
örterungstermin durchführen, den eine Berufsrichterin 
bzw. ein Berufsrichter des zuständigen Senats abhält. 
In Verhandlungsterminen entscheidet der zuständige 
Senat mit drei Berufsrichterinnen bzw. -richtern und 
zwei ehrenamtlichen Richterinnen oder Richtern. Ge-
gen Urteile des Landessozialgerichts steht den Betei-
ligten die Revision an das Bundessozialgericht nur zu, 
wenn sie in dem Urteil des Landessozialgerichts zuge-
lassen worden ist.

Die Kosten
Sozialgerichtliche Verfahren sind für die Bürgerinnen 
und Bürger grundsätzlich gerichtskostenfrei, wenn sie 
als Versicherte, Leistungsempfänger oder behinderte 
Menschen am Verfahren beteiligt sind. Wenn sie im Pro-
zess unterliegen, müssen sie nur ihre eigenen Kosten 
einschließlich die ihres Rechtsbeistandes tragen. Dies 
gilt nicht für die sog. „Verschuldenskosten“, die das 
Gericht bei missbräuchlicher Rechtsverfolgung aufer-
legen kann. Personen mit geringem Einkommen kann 
im Rahmen der Prozesskostenhilfe eine Rechtsanwäl-

tin oder ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn das 
Verfahren hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, nicht 
mutwillig erscheint und kein anderer Rechtsschutz (z. B. 
durch eine Gewerkschaft) gegeben ist. Dies führt ggf. 
zur Befreiung von den Rechtsanwaltskosten oder zur 
Ratenzahlung. Bei Änderung der persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse kann die Bewilligung der Pro-
zesskostenhilfe wieder aufgehoben werden. 

Im „Bürgerservice“ des Justizportals www.justiz.nrw. de 
finden Sie auch zur Sozialgerichtsbarkeit viele zusätz-
liche Informationen.
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